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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1976 Ausgegeben am 6. Feber 1976 14. Stück

5 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Ungarischen Volksrepublik zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Nachlaß- und Erbschaft-
steuern
(NR: GP XIII RV 1534 AB 1666 S. 150. BR: AB 1408 S. 344.)

5 3 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Ungarischen Volksrepublik zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen,
Ertrag und vom Vermögen
(NR: GP XIII RV 1535 AB 1667 S. 150. BR: AB 1409 S. 344.)

5 3 . Übereinkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Sozialbtischen Republik Rumänien über kulturelle Zusammenarbeit für die
Jahre 1976 und 1977

5 1 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER UNGARISCHEN
VOLKSREPUBLIK ZUR VERMEIDUNG
DER DOPPELBESTEUERUNG AUF
DEM GEBIETE DER NACHLASS- UND

ERBSCHAFTSTEUERN

Die Republik Österreich und die Ungarische
Volksrepublik, von dem Wunsche geleitet, die
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Nach-
laß- und Erbschaftsteuern zu vermeiden, sind
übereingekommen, das folgende Abkommen ab-
zuschließen:

Artikel 1

Unter das Abkommen fallende Nachlässe
Dieses Abkommen gilt für Nachlässe von

Erblassern, die im Zeitpunkt ihres Todes einen
Wohnsitz in einem Vertragstaat oder in beiden
Vertragstaaten hatten.

Artikel 2
Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht
auf die Art der Erhebung, für Nachlaß- und
Erbschaftsteuern, die für Rechnung eines der
beiden Vertragstaaten oder seiner Gebietskörper-
schaften erhoben werden.
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(2) Als Nachlaß- und Erbschaftsteuern gelten
alle Steuern (Gebühren), die von Todes wegen
als Nachlaßsteuern (-gebühren), Erbanfallsteuern
(-gebühren), Abgaben (Gebühren) vom Ver-
mögensübergang oder Steuern (Gebühren) von
Schenkungen auf den Todesfall erhoben werden.

(3) Die zur Zeit bestehenden Steuern, für die
das Abkommen gilt, sind:

a) in der Ungarischen Volksrepublik:
die Erbschaftsgebühr,

b) in der Republik Österreich:
die Erbschaftsteuer, soweit ihr Erwerb von
Todes wegen oder Zweckzuwendungen von
Todes wegen unterliegen.

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Nachlaß-
und Erbschaftsteuern, die künftig neben den
zur Zeit bestehenden Steuern oder an deren
Stelle erhoben werden.

Artikel 3

Allgemeine Definitionen

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „zuständige Behörde"

1. in der Ungarischen Volksrepublik: den
Finanzminister,

2. in der Republik Österreich: den Bundes-
minister für Finanzen.

(2) Bei Anwendung des Abkommens durch
einen Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, Jeder nicht anders
definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm
nach dem Recht dieses Staates über die Steuern
zukommt, welche Gegenstand des Abkommens
sind.

Artikel 4

Steuerlicher Wohnsitz

(1) Ob ein Erblasser im Zeitpunkt seines
Todes einen Wohnsitz in einem Vertragstaat
hatte, bestimmt sich bei Anwendung dieses
Abkommens nach dem Recht dieses Staates.

(2) Hatte nach Absatz 1 ein Erblasser in beiden
Vertragstaaten einen Wohnsitz, so gilt folgendes:

a) Der Wohnsitz des Erblassers gilt als in dem
Vertragstaat gelegen, in dem er über eine
ständige Wohnstätte verfügte. Verfügte er
in beiden Vertragstaaten über eine ständige
Wohnstätte, so gilt sein Wohnsitz
als in dem Vertragstaat gelegen, zu dem
er die engeren familiären und wirtschaft-
lichen Beziehungen hatte (Mittelpunkt der
Lebensinteressen).
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b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem
Vertragstaat der Erblasser den Mittelpunkt
der Lebensinteressen hatte, oder verfugte
er in keinem der Vertragstaaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt sein Wohnsitz
als in dem Vertragstaat gelegen, in dem er
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hatte.

c) Hatte der Erblasser seinen gewöhnlichen
Aufenthalt in beiden Vertragstaaten oder
in keinem der Vertragstaaten, so gilt sein
Wohnsitz als in dem Vertragstaat gelegen,
dessen Staatsangehörigkeit er besaß.

d) Besaß der Erblasser die Staatsangehörigkeit
beider Vertragstaaten oder keines Vertrag-
staates, so werden die Vertragstaaten gemäß
Artikel 11 vorgehen.

Artikel 5
Unbewegliches Vermögen

(1) Unbewegliches Vermögen darf in dem
Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses
Vermögen liegt.

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
bestimmt sich nach dem Recht des Vertrag-
staates, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck
umfaßt in jedem Fall das Zubehör zum unbeweg-
lichen Vermögen, das lebende und tote Inventar
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die
Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts
über Grundstücke Anwendung finden, die Nut-
zungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie
die Rechte auf veränderliche oder feste Vergü-
tungen für die Ausbeutung oder das Recht auf
Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und
anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge
gelten nicht als unbewegliches Vermögen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für
unbewegliches Vermögen eines Unternehmens
und für unbewegliches Vermögen, das der
Ausübung eines freien Berufes oder einer sonsti-
gen selbständigen Tätigkeit ähnlicher Art dient.

Artikel 6
Vermögen einer Betriebstätte und Ver-
mögen einer der Ausübung eines freien

Berufes dienenden festen Einrichtung
(1) Vermögen, das Betriebsvermögen einer

Betriebstätte eines Unternehmens darstellt — aus-
genommen das nach den Artikeln 5 und 7 zu
behandelnde Vermögen —, darf in dem Vertrag-
staat besteuert werden, in dem sich die Betrieb-
stätte befindet.

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" bedeutet
eine feste Geschäfts- oder Produktionseinrich-
tung, in der die Tätigkeit des Unternehmens
ganz oder teilweise ausgeübt wird.
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(3) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt ins-
besondere:

a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen,

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer zwei Jahre überschreitet.

(4) Als Betriebstätten gelten nicht:
a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-

rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens
benutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung unter-
halten werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zu dem
Zweck unterhalten werden, durch ein
anderes Unternehmen bearbeitet oder ver-
arbeitet zu werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu be-
schaffen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen zu werben, Informa-
tionen zu erteilen, wissenschaftliche For-
schung zu betreiben oder ähnliche Tätig-
keiten auszuüben, die vorbereitender Art
sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen.

(5) Ist eine Person — mit Ausnahme eines
unabhängigen Vertreters im Sinne des Ab-
satzes 6 — in einem Vertragstaat für ein Unter-
nehmen des anderen Vertragstaates tätig, so gilt
eine in dem erstgenannten Staat gelegene Betrieb-
stätte als gegeben, wenn die Person eine Voll-
macht besitzt, im Namen des Unternehmens
Verträge abzuschließen, und die Vollmacht in
diesem Staat gewöhnlich ausübt, es sei denn,
daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von
Gütern oder Waren für das Unternehmen be-
schränkt.

(6) Ein Unternehmen eines Vertragstaates
wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe
es eine Betriebstätte in dem anderen Vertrag-
staat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen
Makler, Kommissionär oder einen anderen un-
abhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Per-
sonen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäfts-
tätigkeit handeln.
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(7) Vermögen, das zu einer der Ausübung
eines freien Berufes oder einer sonstigen selb-
ständigen Tätigkeit ähnlicher Art dienenden
festen Einrichtung gehört — ausgenommen
das nach Artikel 5 zu behandelnde Vermögen —,
darf in dem Vertragstaat besteuert werden, in
dem sich die feste Einrichtung befindet.

Artikel 7
Schiffe und Luftfahrzeuge

Schiffe und Luftfahrzeuge im internationalen
Verkehr sowie bewegliches Vermögen, das dem
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient,
dürfen in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem der Erblasser zum Zeitpunkt des Todes
seinen Wohnsitz hatte.

Artikel 8

Nicht ausdrücklich erwähntes Vermögen
Das nicht nach den Artikeln 5, 6 und 7 zu

behandelnde Vermögen darf nur in dem Vertrag-
staat besteuert werden, in dem der Erblasser
zum Zeitpunkt des Todes seinen Wohnsitz hatte.

Artikel 9
Schuldenabzug

(1) Schulden, die durch das in Artikel 5 ge-
nannte Vermögen besonders gesichert sind,
werden vom Wert dieses Vermögens abgezogen.
Schulden, die zwar nicht durch das in Artikel 5
genannte Vermögen besonders gesichert sind,
die aber im Zusammenhang mit dem Erwerb,
der Änderung, der Instandsetzung oder Instand-
haltung solchen Vermögens entstanden sind,
werden vom Wert dieses Vermögens abgezogen.

(2) Vorbehaltlich des Absatzes 1 werden
Schulden, die mit einer Betriebstätte eines
Unternehmens oder mit einer Ausübung eines
freien Berufes oder einer sonstigen selbständigen
Tätigkeit ähnlicher Art dienenden festen Ein-
richtung zusammenhängen, und Schulden, die
mit einem Betrieb der Seeschiffahrt, Binnenschiff-
fahrt oder Luftfahrt zusammenhängen, vom
Wert des in Artikel 6 bzw. des in Artikel 7
genannten Vermögens abgezogen.

(3) Die anderen Schulden werden vom Wert
des Vermögens abgezogen, für das Artikel 8
gilt.

(4) Übersteigt eine Schuld den Wert des
Vermögens, von dem sie in einem Vertragstaat
nach den Absätzen 1, 2 und 3 abzuziehen ist,
so wird der übersteigende Betrag vom Wert
des übrigen Vermögens, das in diesem Staat
besteuert werden darf, abgezogen.

(5) Verbleibt nach den Abzügen, die auf
Grund der vorstehenden Absätze vorzunehmen
sind, ein Schuldenrest, so wird dieser vom Wert
des Vermögens, das im anderen Vertragstaat
besteuert werden darf, abgezogen.
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Artikel 10

Vermeidung der Doppelbesteuerung

Der Vertragstaat, in dem der Erblasser zum
Zeitpunkt des Todes seinen Wohnsitz hatte,
nimmt das Vermögen, das nach diesem Ab-
kommen im anderen Vertragstaat besteuert
werden darf, von der Besteuerung aus; dieser
Staat darf aber bei der Festsetzung der Steuer
für das Vermögen, für das er das Besteuerungs-
recht behält, den Steuersatz anwenden, der
anzuwenden wäre, wenn das betreffende Ver-
mögen nicht von der Besteuerung ausgenommen
wäre.

Artikel 11

Verständigungsverfahren

(1) Ist eine Person der Auffassung, daß die
Maßnahmen eines Vertragstaates oder beider
Vertragstaaten für sie zu einer Besteuerung
geführt haben oder führen werden, die diesem
Abkommen nicht entspricht, so kann sie un-
beschadet der nach innerstaatlichem Recht dieser
Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall
der zuständigen Behörde eines der beiden Staaten
unterbreiten.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Ein-
wendung für begründet und ist sie selbst nicht
in der Lage, eine befriedigende Lösung herbei-
zuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall
nach Verständigung mit der zuständigen Behörde
des anderen Vertragstaates so zu regeln, daß
eine dem Abkommen nicht entsprechende Be-
steuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder An-
wendung des Abkommens entstehen, in gegen-
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können
auch gemeinsam darüber beraten, wie eine
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Ab-
kommen nicht behandelt sind, vermieden werden
kann.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten können zur Herbeiführung einer Einigung
im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar
miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher
Meinungsaustausch für die Herbeiführung der
Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher
Meinungsaustausch in einer Kommission durch-
geführt werden, die aus Vertretern der zuständi-
gen Behörden der Vertragstaaten besteht.

Artikel 12

Austausch von Informationen

(1) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten werden die zur Durchführung dieses
Abkommens erforderlichen Informationen aus-
tauschen. Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten sind jedoch nicht verpflichtet, Auskünfte
zu erteilen, die nicht auf Grund der bei den
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Finanzbehörden vorhandenen Unterlagen ge-
geben werden können, sondern gesonderte Er-
mittlungen erfordern würden. Alle so ausge-
tauschten Informationen sind geheimzuhalten
und dürfen nur solchen Personen oder Behörden
zugänglich gemacht werden, die mit der Veran-
lagung oder Einhebung der unter das Ab-
kommen fallenden Steuern befaßt sind.

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen,
als verpflichte er einen der Vertragstaaten:

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
von den Gesetzen oder der Verwaltungs-
praxis dieses oder des anderen Vertrag-
staates abweichen;

b) Angaben zu übermitteln, die nach den
Gesetzen oder im üblichen Verwaltungs-
verfahren dieses oder des anderen Vertrag-
staates nicht beschafft werden können;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Geschäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben
würden oder deren Erteilung dem Ordre
public widerspräche.

Artikel 13
Diplomatische und konsularische Beamte

Dieses Abkommen berührt nicht die steuer-
lichen Vorrechte, die den Mitgliedern diploma-
tischer oder konsularischer Vertretungen nach
den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder
auf Grund besonderer Vereinbarungen zustehen.

Artikel 14
Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen ist der Rechtsordnung
eines jeden der beiden Vertragstaaten gemäß
zu ratifizieren. Die Ratifikationsurkunden sind
so bald wie möglich in Budapest auszutauschen.

(2) Das Abkommen tritt 60 Tage nach dem
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft,
und seine Bestimmungen finden auf Nachlässe
von Personen Anwendung, die an oder nach
diesem Tag sterben.

Artikel 15
Außerkrafttreten

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der Vertragstaaten gekündigt
worden ist.

Jeder der beiden Vertragstaaten kann das
Abkommen schriftlich auf diplomatischem Weg
unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist
auf das Ende eines Kalenderjahres kündigen.
In diesem Fall findet das Abkommen nicht mehr
auf Nachlässe von Personen Anwendung, die
nach Ablauf des Kalenderjahres verstorben sind,
zu dessen Ende das Abkommen gekündigt
worden ist.
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ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet und
mit ihren Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 25. Februar 1975
in zweifacher Urschrift, in deutscher und in
ungarischer Sprache, wobei beide Texte in
gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:
Androsch e.h.

Für die Ungarische Volksrepublik:
Faluvégi e. h.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 11. Dezember 1975 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß Art. 14
Abs. 2 am 9. Feber 1976 in Kraft.

Kreisky

5 2 .
Der Nationalrat hat beschlossen:
Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH U N D DER UNGARISCHEN
VOLKSREPUBLIK ZUR VERMEIDUNG
DER DOPPELBESTEUERUNG AUF
DEM GEBIETE DER STEUERN VOM
EINKOMMEN, ERTRAG UND VOM

VERMÖGEN
Die Republik Österreich und die Ungarische

Volksrepublik, von dem Wunsche geleitet, die
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen, Ertrag und vom Vermögen
zu vermeiden, sind übereingekommen, das fol-
gende Abkommen abzuschließen:

Artikel 1
Persönlicher Anwendungsbeteich

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem Vertragstaat oder in beiden Veitragstaaten
ansässig sind.

Artikel 2

Unter das Abkommen fallende Steuern
(1) Dieses Abkommen gilt für Steuern, die

nach der Gesetzgebung jedes der beiden Vertrag-
staaten unmittelbar vom Einkommen, Ertrag
und vom Vermögen für die Vertragstaaten oder
ihre Gebietskörperschaften erhoben werden.

(2) Steuern im Sinne dieses Abkommens sind:

1. in der Ungarischen Volksrepublik:
a) die allgemeine Einkommensteuer ;
b) die Einkommensteuer der eine geistige

Tätigkeit ausübenden Personen;
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c) die Einkommensteuer der landwirtschaft-
lichen Bevölkerung;

d) die Gewinnsteuer und betriebliche Sonder-
steuer;

e) die Gewinnsteuer der wirtschaftlichen Asso-
ziationen mit ausländischer Beteiligung;

f) die Haussteuer;
g) die Hausweitsteuer;
h) die Grundsteuer;
i) der Beitrag zur Förderung des Wachstums

der Gemeinden;
j) die Gebühr für die Dividenden- und Ge-

winnauszahlungen der Handelsgesellschaften.
2. in der Republik Österreich:
a) die Einkommensteuer;
b) die Körperschaftsteuer;
c) die Aufsichtsratsabgabe;
d) die Vermögensteuer;
e) die Abgabe von Vermögen, die der Erb-

schaftssteuer entzogen sind;
f) die Gewerbesteuer einschließlich der Lohn-

summensteuer;
g) die Grundsteuer;
h) die Abgabe von land- und forstwirtschaft-

lichen Betrieben;
i) die Beiträge von land- und forstwirtschaft-

lichen Betrieben zum Ausgleichsfonds für
Familienbeihilfen ;

j) die Abgabe vom Bodenwert bei unbebauten
Grundstücken.

(3) Das Abkommen ist auf jede andere ihrem
Wesen nach gleiche oder ähnliche Steuer anzu-
wenden, die nach seiner Unterzeichnung in
einem der Vertragstaaten neben den zur Zeit
bestehenden Steuern oder an deren Stelle ein-
geführt wird.

Artikel 3
Allgemeine Definitionen

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der
Zusammenhang nichts anderes erfordert:

a) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche
und juristische Personen;

b) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen
eines Vertragstaates" und „Unternehmen
des anderen Vertragstaates", je nachdem,
ein Unternehmen, das von einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person betrieben
wird, oder ein Unternehmen, das von einer
in dem anderen Vertragstaat ansässigen
Person betrieben wird;

c) bedeutet der Ausdruck „zuständige Be-
hörde"

1. in der Ungarischen Volksrepublik:
den Finanzminister,

2. in der Republik Österreich: den
Bundesminister für Finanzen.

33
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(2) Bei Anwendung des Abkommens durch
einen Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders
definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm
nach dem Recht dieses Staates über die Steuern
zukommt, welche Gegenstand des Abkommens
sind.

Artikel 4

Steuerlicher Wohnsitz

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet
der Ausdruck „eine in einem Vertragstaat
ansässige Person" eine Person, die nach dem
Recht dieses Staates dort auf Grund ihres Wohn-
sitzes, ihres ständigen Aufenthaltes, des Ortes
ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähn-
lichen Merkmals steuerpflichtig ist.

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person
in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt fol-
gendes:

a) die Person gilt als in dem Vertragstaat
ansässig, in dem sie über eine ständige
Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in beiden
Vertragstaaten über eine ständige Wohn-
stätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat
ansässig, zu dem sie die engeren familiären
und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mit-
telpunkt der Lebensinteressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem
Vertragstaat die Person den Mittelpunkt
der Lebensinteressen hat, oder verfügt sie
in keinem der Vertragstaaten über eine
ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem
Vertragstaat ansässig, in dem sie ihren
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in beiden Vertragstaaten oder in
keinem der Vertragstaaten, so gilt sie als
in dem Vertragstaat ansässig, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt.

d) Besitzt die Person die Staatsangehörigkeit
beider Vertragstaaten oder keines Vertrag-
staates, so werden die Vertragstaaten gemäß
Artikel 24 vorgehen.

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine
natürliche Person in beiden Vertragstaaten an-
sässig, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig,
in dem sie auf Grund ihres Sitzes steuerpflichtig ist.

Artikel 5

Betriebstätte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet
der Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäfts-
oder Produktionseinrichtung, in der die Tätigkeit
des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt
wird.
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(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt
insbesondere:

a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,
f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine

andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen,

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer zwei Jahre überschreitet.

(3) Als Betriebstätten gelten nicht:
a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-

rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens be-
nutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung unter-
halten werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des
Unternehmens, die ausschließlich zu dem
Zweck unterhalten werden, durch ein
anderes Unternehmen bearbeitet oder ver-
arbeitet zu werden;

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu be-
schaffen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen zu werben, Informa-
tionen zu erteilen, wissenschaftliche For-
schung zu betreiben oder ähnliche Tätig-
keiten auszuüben, die vorbereitender Art
sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen.

(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines
unabhängigen Vertreters im Sinne des Ab-
satzes 5 — in einem Vertragstaat für ein Unter-
nehmen des anderen Vertragstaates tätig, so gilt
eine in dem erstgenannten Staat gelegene Be-
triebstätte als gegeben, wenn die Person eine
Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens
Verträge abzuschließen, und die Vollmacht in
diesem Staat gewöhnlich ausübt, es sei denn,
daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von
Gütern oder Waren für das Unternehmen be-
schränkt.

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates
wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe
es eine Betriebstätte in dem anderen Vertrag-
staat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen
Makler, Kommissionär oder einen anderen unab-
hängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit
handeln.
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(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertrag-
staat ansässige juristische Person eine juristische
Person beherrscht oder von einer juristischen
Person beherrscht wird, die in dem anderen
Vertragstaat ansässig ist oder dort (entweder
durch eine Betriebstätte oder in anderer Weise)
ihre Tätigkeit ausübt, wird eine der beiden
juristischen Personen nicht zur Betriebstätte der
anderen.

Artikel 6

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
dürfen in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem dieses Vermögen liegt

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
bestimmt sich nach dem Recht des Vertragstaates,
in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck
umfaßt in jedem Fall das Zubehör zum unbeweg-
lichen Vermögen, das lebende und tote Inventar
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die
Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts
über Grundstücke Anwendung finden, die Nut-
zungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie
die Rechte auf veränderliche oder feste Ver-
gütungen für die Ausbeutung oder das Recht
auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen
und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luft-
fahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Ver-
mögen.

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der un-
mittelbaren Nutzung, der Vermietung oder Ver-
pachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung
unbeweglichen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen eines
Unternehmens und für Einkünfte aus unbeweg-
lichem Vermögen, das der Ausübung eines
freien Berufes dient.

Artikel 7

Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Ver-
tragstaates dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß das Unternehmen
seine Tätigkeit im anderen Vertragstaat durch
eine dort gelegene Betriebstätte ausübt. Übt das
Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise
aus, so dürfen die Gewinne des Unternehmens
in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch
nur insoweit, als sie dieser Betriebstätte zuge-
rechnet werden können.

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates
seine Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat
durch eine dort gelegene Betriebstätte aus, so
sind in jedem Vertragstaat dieser Betriebstätte
die Gewinne zuzurechnen, die sie hätte erzielen
können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche
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Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedin-
gungen als selbständiges Unternehmen ausgeübt
hätte und im Verkehr mit dem Unternehmen,
dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig
gewesen wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer
Betriebstätte werden die für diese Betriebstätte
entstandenen Aufwendungen einschließlich der
Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwal-
tungskosten zum Abzug zugelassen, gleichgültig,
ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte
liegt, oder anderswo entstanden sind.

(4) Auf Grund des bloßen Einkaufs von
Gütern oder Waren für das Unternehmen wird
einer Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(5) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte,
die in anderen Artikeln dieses Abkommens
behandelt werden, so werden die Bestimmungen
jener Artikel durch die Bestimmungen dieses
Artikels nicht berührt.

(6) Die Bestimmungen dieses Artikels sind
auch auf Gewinnanteile aus einer Beteiligung
als stiller Gesellschafter an einem Unternehmen
anzuwenden.

Artikel S
Schiffahrt und Luftfahrt

(1) Eine in einem Vertragstaat ansässige
Person darf mit Gewinnen aus dem Betrieb
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im inter-
nationalen Verkehr nur in diesem Vertragstaat
besteuert werden.

(2) Eine in einem Vertragstaat ansässige
Person darf mit Gewinnen aus dem Betrieb
von Binnenschiffen im internationalen Verkehr
nur in diesem Vertragstaat besteuert werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn
das Unternehmen im Gebiet des anderen Staates
eine Agentur für die Beförderung von Personen
oder Waren betreibt. Dies gilt jedoch nur für
Tätigkeiten, die unmittelbar mit der Luftfahrt
und Schiffahrt, einschließlich des Zubringer-
dienstes zusammenhängen.

(4) Die Bestimmungen dieses Artikels gelten
auch für Beteiligungen von Unternehmen der
Luftfahrt an einer Betriebsgemeinschaft, unab-
hängig davon, ob der Verkehr mit eigenen
oder gecharterten Fahrzeugen durchgeführt wird.

Artikel 9
Verbundene Unternehmen

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates un-

mittelbar oder mittelbar an der Geschäfts-
leitung, der Kontrolle oder am Kapital
eines Unternehmens des anderen Vertrag-
staates beteiligt ist, oder
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b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle
oder am Kapital eines Unternehmens eines
Vertragstaates und eines Unternehmens des
anderen Vertragstaates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
finanziellen Beziehungen Bedingungen vereinbart
oder auferlegt werden, die von denen abweichen,
die unabhängige Unternehmen miteinander ver-
einbaren würden, so dürfen die Gewinne, die
eines der Unternehmen ohne diese Bedingungen
erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber
nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unter-
nehmens zugerechnet und entsprechend besteuert
werden.

Artikel 10

Div idenden

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat
ansässige juristische Person an eine in dem
anderen Vertragstaat ansässige Person zahlt,
dürfen in dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem
Vertragstaat, in dem die die Dividenden zahlende
juristische Person ansässig ist, nach dem Recht
dieses Staates besteuert werden; die Steuer darf
aber 10 vom Hundert des Bruttobetrages der
Dividenden nicht übersteigen.

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung
der juristischen Person in bezug auf die Gewinne,
aus denen die Dividenden gezahlt werden.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien,
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Grün-
deranteilen oder anderen Rechten — ausgenom-
men Forderungen — mit Gewinnbeteiligung
sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stam-
mende Einkünfte, die nach dem Steuerrecht
des Staates, in dem die ausschüttende juristische
Person ansässig ist, den Einkünften aus Aktien
gleichgestellt sind.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem Vertragstaat ansässige Emp-
fänger der Dividenden in den anderen Vertrag-
staat, in dem die die Dividenden zahlende
juristische Person ansässig ist, eine Betriebstätte
hat und die Beteiligung, für die die Dividenden
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betrieb-
stätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 an-
zuwenden.

(5) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
juristische Person Gewinne oder Einkünfte aus
dem anderen Vertragstaat, so darf dieser andere
Staat weder die Dividenden besteuern, die die
juristische Person an nicht in diesem anderen
Staat ansässige Personen zahlt, noch Gewinne
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der juristischen Person einer Steuer für nicht-
ausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst wenn
die gezahlten Dividenden oder die nichtausge-
schütteten Gewinne ganz oder teilweise aus in
dem anderen Staat erzielten Gewinnen oder
Einkünften bestehen.

Artikel 11

Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen
und an eine in dem anderen Vertragstaat ansässige
Person gezahlt werden, dürfen nur in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen
Anleihen, aus Obligationen, auch wenn sie
durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert
oder mit einer Gewinnbeteiligung ausgestattet
sind, und aus Forderungen jeder Art sowie
alle anderen Einkünfte, die nach dem Steuerrecht
des Staates, aus dem sie stammen, den Einkünften
aus Darlehen gleichgestellt sind.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der
Zinsen in dem anderen Vertragstaat, aus dem
die Zinsen stammen, eine Betriebstätte hat und
die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden,
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Zinsen, gemessen an der
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem
Recht jedes Vertragstaates und unter Berück-
sichtigung der anderen Bestimmungen dieses
Abkommens besteuert werden.

Artikel 12

Lizenzgebühren

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertrag-
staat stammen und an eine in dem anderen
Vertragstaat ansässige Person gezahlt werden,
dürfen nur in dem anderen Staat besteuert
werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder
Art, die für die Benutzung oder für das Recht
auf Benutzung von Urheberrechten an litera-
rischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen
Werken, einschließlich kinematographischer Filme
und Fernsehfilme, von Patenten, Marken, Mustern
oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder
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Verfahren oder für die Benutzung oder das
Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmänni-
scher oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder
für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt wer-
den.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der
Lizenzgebühren in dem anderen Vertragstaat,
aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine
Betriebstätte hat und die Rechte oder Vermögens-
werte, für die die Lizenzgebühren gezahlt werden,
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag,
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Be-
ziehungen vereinbart hätten, so wird dieser
Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet.
In diesem Fall darf der übersteigende Betrag
nach dem Recht jedes Vertragstaates und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen
dieses Abkommens besteuert werden.

Artikel 13

Veräußerungsgewinne

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweg-
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 6
Absatz 2 dürfen in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betrieb-
stätte darstellt, die ein Unternehmen eines Vertrag-
staates in dem anderen Vertragstaat hat, oder
das zu einer festen Einrichtung gehört, über
die eine in einem Vertragstaat ansässige Person
für die Ausübung eines freien Berufes in dem
anderen Vertragstaat verfügt, einschließlich der-
artiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer
solchen Betriebstätte (allein oder zusammen
mit dem übrigen Unternehmen) oder einer
solchen festen Einrichtung erzielt werden, dürfen
in dem anderen Staat besteuert werden. Jedoch
dürfen Gewinne aus der Veräußerung des in
Artikel 21 Absatz 3 genannten beweglichen
Vermögens nur in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem dieses bewegliche Vermögen
nach dem angeführten Artikel besteuert werden
darf.

(3) Gewinne aus der Veräußerung des in
den Absätzen 1 und 2 nicht genannten Ver-
mögens dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem der Veräußerer ansässig ist.
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Artikel 14
Freie Berufe

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat
ansässige Person aus einem freien Beruf oder
aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähnlicher
Art bezieht, dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß die Person für die
Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen Ver-
tragstaat regelmäßig über eine feste Einrichtung
verfugt. Verfugt sie über eine solche feste Ein-
richtung, so dürfen die Einkünfte in dem anderen
Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit,
als sie dieser festen Einrichtung zugerechnet
werden können.

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt
insbesondere die selbständig ausgeübte wissen-
schaftliche, literarische, künstlerische, erziehe-
rische, unterrichtende oder sportliche Tätigkeit
sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte,
Rechtsanwälte, Ingenieure, Architekten, Zahn-
ärzte und Steuerberater.

Artikel 15
Nichtselbständige Arbeit

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16, 17 und 18
dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche Ver-
gütungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige
Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur
in diesem Staat besteuert werden, es sei denn,
daß die Arbeit in dem anderen Vertragstaat
ausgeübt wird. Wird die Arbeit dort ausgeübt,
so dürfen die dafür bezogenen Vergütungen in
dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Ver-
gütungen, die eine in einem Vertragstaat ansässige
Person für eine in dem anderen Vertragstaat
ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur in
dem erstgenannten Staat besteuert werden, wenn

a) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt werden,
der nicht in dem anderen Staat ansässig ist,
und

b) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung getragen
werden, die der Arbeitgeber in dem anderen
Staat hat, und

c) der Empfänger sich in dem anderen Staat
insgesamt nicht länger als 183 Tage während
des betreffenden Steuerjahres aufhält.

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels dürfen Vergütungen für unselb-
ständige Arbeit, die an Bord eines Seeschiffes,
Luftfahrzeuges oder eines Schiffes, das der
Binnenschiffahrt dient, im internationalen Verkehr
ausgeübt wird, in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem die Person ansässig ist, die die
Gewinne aus dem Betrieb des Schiffes oder
Luftfahrzeuges erzielt.
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Artikel 16
Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsver-

gütungen
Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütun-

gen und ähnliche Zahlungen, die eine in einem
Vertragstaat ansässige Person in ihrer Eigenschaft
als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungs-
rates einer juristischen Person bezieht, die in
dem anderen Vertragstaat ansässig ist, dürfen in
dem anderen Staat besteuert werden.

Artikel 17
Ruhegehälter

Vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 1 dürfen
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die
einer in einem Vertragstaat ansässigen Person
für frühere unselbständige Arbeit gezahlt werden,
nur in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 18
Öffentliche Funktionen

(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhe-
gehälter, die von einem Vertragstaat oder einer
seiner Gebietskörperschaften unmittelbar oder
aus einem von diesem Staat oder der Gebiets-
körperschaft errichteten Sondervermögen an eine
natürliche Person für die diesem Staat oder der
Gebietskörperschaft in Ausübung öffentlicher
Funktionen erbrachten Dienste gezahlt werden,
dürfen in diesem Staat besteuert werden.

(2) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit
einer kaufmännischen oder gewerblichen Tätigkeit
eines der Vertragstaaten oder einer seiner Ge-
bietskörperschaften erbracht werden, finden die
Artikel 15, 16 und 17 Anwendung.

Artikel 19
Studenten und Lehrlinge

Zahlungen, die ein Student oder Lehrling,
der in einem Vertragstaat ansässig ist oder
vorher dort ansässig war und der sich in dem
anderen Vertragstaat ausschließlich zum Studium
oder zur Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt,
sein Studium oder seine Ausbildung erhält,
werden in dem anderen Staat nicht besteuert,
sofern ihm diese Zahlungen aus Quellen außerhalb
des anderen Staates zufließen.

Artikel 20
Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte

Die in den vorstehenden Artikeln nicht aus-
drücklich erwähnten Einkünfte einer in einem
Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur in
diesem Staat besteuert werden.
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Artikel 21

Besteuerung des Vermögens
(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des

Artikels 6 Absatz 2 darf in dem Vertragstaat
besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsver-
mögen einer Betriebstätte eines Unternehmens
darstellt oder das zu einer der Ausübung eines
freien Berufes dienenden festen Einrichtung
gehört, darf in dem Vertragstaat besteuert
werden, in dem sich die Betriebstätte oder die
feste Einrichtung befindet.

(3) Schiffe und Luftfahrzeuge im internationalen
Verkehr sowie bewegliches Vermögen, das dem
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient,
dürfen nur in dem Vertragstaat besteuert werden,
in dem die Person ansässig ist, die die Gewinne
aus dem Betrieb des Schiffes oder Luftfahrzeuges
erzielt.

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in
einem Vertragstaat ansässigen Person dürfen nur
in diesem Staat besteuert werden.

Artikel 22
Vermeidung der Doppelbesteuerung
(1) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige

Person Einkünfte oder hat sie Vermögen und
dürfen diese Einkünfte oder dieses Vermögen
nach diesem Abkommen in dem anderen Vertrag-
staat besteuert werden, so nimmt der erst-
genannte Staat, vorbehaltlich des Absatzes 2,
diese Einkünfte oder dieses Vermögen von der
Besteuerung aus; dieser Staat darf aber bei der
Festsetzung der Steuer für das übrige Ein-
kommen oder das übrige Vermögen dieser
Person den Steuersatz anwenden, der anzuwenden
wäre, wenn die betreffenden Einkünfte oder das
betreffende Vermögen nicht von der Besteuerung
ausgenommen wären.

(2) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige
Person Einkünfte, die nach Artikel 10 in dem
anderen Vertragstaat besteuert werden dürfen,
so rechnet der erstgenannte Staat auf die vom
Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer
den Betrag an, der der in dem anderen Vertrag-
staat gezahlten Steuer entspricht. Der anzu-
rechnende Betrag darf jedoch den Teil der vor
der Anrechnung ermittelten Steuer nicht über-
steigen, der auf die Einkünfte entfallt, die aus
dem anderen Vertragstaat bezogen werden.

Artikel 23
Gleichbehandlung

(1) Die Staatsangehörigen eines Vertragstaates
dürfen in dem anderen Vertragstaat weder einer
Besteuerung noch einet damit zusammenhängen-
den Verpflichtung unterworfen werden, die
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anders oder belastender sind als die Besteuerung
und die damit zusammenhängenden Verpflich-
tungen, denen die Staatsangehörigen des anderen
Staates unter gleichen Verhältnissen unterworfen
sind oder unterworfen werden können.

(2) Der Ausdruck „Staatsangehörige" be-
deutet:

a) alle natürlichen Personen, die die Staats-
angehörigkeit eines Vertragstaates besitzen;

b) alle juristischen Personen, Personengesell-
schaften und anderen Personenvereinigun-
gen, die nach dem in einem Vertragstaat
geltenden Recht errichtet worden sind.

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die
ein Unternehmen eines Vertragstaates in dem
anderen Vertragstaat hat, darf in dem anderen
Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung
von Unternehmen des anderen Staates, die die
gleiche Tätigkeit ausüben.

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen,
als verpflichte sie einen Vertragstaat, den in
dem anderen Vertragstaat ansässigen Personen
Steuerfreibeträge, -vergünstigungen und -ermäßi-
gungen auf Grund des Personenstandes oder
der Familienlasten zu gewähren, die er den in
seinem Gebiet ansässigen Personen gewährt.

(4) Die Unternehmen eines Vertragstaates,
deren Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar
oder mittelbar, einer in dem anderen Vertragstaat
ansässigen Person oder mehreren solchen Per-
sonen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt,
dürfen in dem erstgenannten Vertragstaat weder
einer Besteuerung noch einer damit zusammen-
hängenden Verpflichtung unterworfen werden,
die anders oder belastender sind als die Be-
steuerung und die damit zusammenhängenden
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unter-
nehmen des erstgenannten Staates unterworfen
sind oder unterworfen werden können.

(5) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck
„Besteuerung" Steuern jeder Art und Bezeich-
nung.

(6) Es wird festgestellt, daß die abweichende
Besteuerung der ungarischen sozialistischen Wirt-
schaftseinheiten den Bestimmungen dieses Artikels
nicht widerspricht.

Artikel 24
Verständigungsverfahren

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige
Person der Auffassung, daß die Maßnahmen
eines Vertragstaates oder beider Vertragstaaten
für sie zu einer Besteuerung geführt haben oder
führen werden, die diesem Abkommen nicht
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entspricht, so kann sie unbeschadet der nach
innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorge-
sehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen
Behörde des Vertragstaates unterbreiten, in dem
sie ansässig ist.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Ein-
wendung für begründet und ist sie selbst nicht
in der Lage, eine befriedigende Lösung herbei-
zuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall
nach Verständigung mit der zuständigen Behörde
des anderen Vertragstaates so zu regeln, daß
eine dem Abkommen nicht entsprechende Be-
steuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder An-
wendung des Abkommens entstehen, in gegen-
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können
auch gemeinsam darüber beraten, wie eine
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Ab-
kommen nicht behandelt sind, vermieden werden
kann.

(4) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten können zur Herbeiführung einer Einigung
im Sinne der vorstehenden Absätze unmittelbar
miteinander verkehren. Erscheint ein mündlicher
Meinungsaustausch für die Herbeiführung der
Einigung zweckmäßig, so kann ein solcher
Meinungsaustausch in einer Kommission durch-
geführt werden, die aus Vertretern der zustän-
digen Behörden der Vertragstaaten besteht.

Artikel 25

Austausch von Informationen

(1) Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten werden die zur Durchführung dieses
Abkommens erforderlichen Informationen aus-
tauschen. Die zuständigen Behörden der Vertrag-
staaten sind jedoch nicht verpflichtet, Auskünfte
zu erteilen, die nicht auf Grund der bei den
Finanzbehörden vorhandenen Unterlagen gegeben
werden können, sondern gesonderte Ermittlungen
erfordern würden. Alle so ausgetauschten Infor-
mationen sind geheimzuhalten und dürfen nur
solchen Personen oder Behörden zugänglich
gemacht werden, die mit der Veranlagung oder
Einhebung der unter das Abkommen fallenden
Steuern befaßt sind.

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen,
als verpflichte er einen der Vertragstaaten:

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die
von den Gesetzen oder der Verwaltungs-
praxis dieses oder des anderen Vertrag-
staates abweichen;
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b) Angaben zu übermitteln, die nach den
Gesetzen oder im üblichen Verwaltungs-
verfahren dieses oder des anderen Vertrag-
staates nicht beschafft werden können;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Geschäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben
würden oder deren Erteilung dem Ordre
public widerspräche.

Artikel 26

Diplomatische und konsularische Beamte

Dieses Abkommen berührt nicht die steuer-
lichen Vorrechte, die den Mitgliedern diplo-
matischer oder konsularischer Vertretungen nach
den allgemeinen Regem des Völkerrechts oder
auf Grund besonderer Vereinbarungen zustehen.

Artikel 27

Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen ist der Rechtsordnung
eines jeden der beiden Vertragstaaten gemäß
zu ratifizieren. Die Ratifikationsurkunden sind
so bald wie möglich in Budapest auszutauschen.

(2) Das Abkommen tritt 60 Tage nach dem
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft.

Artikel 28

Wirksamkeitsbeginn

Die Bestimmungen dieses Abkommens finden
Anwendung auf alle Steuerjahre, die nach dem
31. Dezember des Jahres beginnen, in dem der
Austausch der Ratifikationsurkunden erfolgt ist.

Artikel 29

Außerkrafttreten

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einem der Vertragstaaten gekündigt
worden ist.

Jeder der beiden Vertragstaaten kann das
Abkommen schriftlich auf diplomatischem Weg
unter Einhaltung einer sechsmonatigen Frist auf
das Ende eines Kalenderjahres kündigen. In
diesem Fall ist das Abkommen für die Steuer-
zeiträume nicht mehr anzuwenden, die nach
dem Ende des Kalenderjahres beginnen, zu
dessen Ende die Kündigung erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten dieses Abkommen unterzeichnet und
mit ihren Siegeln versehen.
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GESCHEHEN zu Wien, am 25. Februar 1975
in zweifacher Urschrift, in deutscher und in
ungarischer Sprache, wobei beide Texte in
gleicher Weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Androsch e. h.

Für die Ungarische Volksrepublik:

Faluvégi e. h.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 11. Dezember 1975 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß Art. 27
Abs. 2 am 9. Feber 1976 in Kraft.

Kreisky

5 3 .

Ü B E R E I N K O M M E N
zwischen der Österreichischen Bundes-
regierung und der Regierung der Sozia-
listischen Republik Rumänien über kultu-
relle Zusammenarbeit für die Jahre 1976

und 1977

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Sozialistischen Republik Rumänien
haben

zur Durchführung des Abkommens über
kulturelle Zusammenarbeit zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Republik
Rumänien vom 17. September 1971 für die Jahre
1976 und 1977

folgendes vereinbart:

Artikel 1

Die Vertragsparteien drücken ihre Genugtuung
über die bestehende Zusammenarbeit zwischen
der Österreichischen Akademie der Wissenschaften
und der Akademie der Sozialistischen Republik
Rumänien aus und werden den Ausbau dieser
Zusammenarbeit auf Grund der zwischen den
beiden Institutionen abgeschlossenen Verein-
barung unterstützen.

Artikel 2

Die Vertragsparteien werden die Einladung
von Wissenschaftlern des anderen Landes zu
internationalen wissenschaftlichen Konferenzen,
Symposien und anderen Veranstaltungen, die in
ihrem Lande stattfinden, unterstützen. Sie werden
während der Geltungsdauer dieses Überein-
kommens die Organisation von zwei bis drei
bilateralen wissenschaftlichen Kolloquien ermuti-
gen, wobei die Themen und die Zahl der Teil-
nehmer einvernehmlich festzulegen sein werden.
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Artikel 3

Die Vertragsparteien werden die Entwicklung
der wissenschaftlich-technischen Kooperation
zwischen den beiden Ländern ermutigen und
werden den Austausch von Publikationen wissen-
schaftlicher Forschungsinstitutionen fördern.

Artikel 4

Die Vertragsparteien werden gegenseitig jähr-
lich an Studierende und absolvierte Akademiker
insgesamt 45 Stipendienmonate zu Spezialaus-
bildung und Studium an wissenschaftlichen
und künstlerischen Hochschulen zur Verfügung
stellen.

Die rumänische Seite hat dabei Interesse für
die Gebiete Physik, Chemie, Medizin, Germa-
nistik, Geschichte und Maschinenbau.

Die Dauer der Aufenthalte wird von der
entsendenden Seite festgelegt.

Artikel 5
Die Vertragsparteien werden einander gegen-

seitig jährlich vier einmonatige Stipendien zur
Teilnahme an im anderen Land abgehaltenen
Sommerkursen und wissenschaftlichen Sprach-
sowie Literaturkolloquien gewähren.

Artikel 6
Die Vertragsparteien nehmen in Aussicht,

durch Expertentreffen, die abwechselnd in dem
einen und dem anderen Land vorgesehen werden,
Hochschulfragen, insbesondere die Frage der
Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse in bezug
auf den Zugang zu den Universitäten sowie die
Gleichwertigkeit der Studienzeiten, der akademi-
schen Prüfungen und der akademischen Grade,
zu prüfen und entsprechende Empfehlungen zu
erstellen.

Artikel 7

Die Vertragsparteien werden jährlich je eine
Hochschullehrkraft für Sprache, Literatur und
Kultur des eigenen Landes in das andere Land
entsenden. Sie werden die Entsendung einer
zweiten Hochschullehrkraft wohlwollend prüfen.

Artikel 8

Die Vertragsparteien unterstützen Kontakte
zwischen den Universitäten Graz, Innsbruck
und Salzburg einerseits und den Universitäten
Cluj, Jassy und Timişoara andererseits sowie den
Austausch von Angehörigen der Lehrkörper
im Gesamtausmaß von 60 Tagen.

Artikel 9

Die Vertragsparteien werden jährlich je vier
Hochschullehrer zu Dokumentationen, Fach-
vorlesungen oder Teilnahme an wissenschaftlichen
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Veranstaltungen im anderen Land für je zehn Tage
austauschen.

Artikel 10
Die Vertragsparteien werden abwechselnd in bei-

den Ländern die Abhaltung von Symposien (vor-
zugsweise auf den Gebieten der Geschichte und
Pädagogik) unterstützen. Die Themen und die
Teilnehmerzahl werden einvernehmlich fest-
gelegt.

Artikel 11
Die Vertragsparteien werden jährlich je zwei

Fachleute aus dem Gebiet des allgemeinbildenden
und des berufsbildenden Schulwesens für Doku-
mentation und Erfahrungsaustausch für die Dauer
von je zehn Tagen austauschen.

Artikel 12
Die Vertragsparteien werden die Teilnahme

von Schuljugendgruppen mit Begleitpersonen an
internationalen Sommerferienlagern, an Schul-
feiern und an deren kulturellen Veranstaltungen
im anderen Lande ermutigen.

Artikel 13
Die Vertragsparteien werden den Austausch

von Dokumentationsmaterial über Geschichte,
Geographie, Wirtschaft und Kultur des anderen
Landes zum Zwecke einer objektiven Darstellung
des eigenen Landes in den Schulbüchern des
anderen Landes fördern.

In diesem Sinne werden die Vertragsparteien
jährlich abwechselnd Treffen von zwei bis drei
Fachleuten auf dem Gebiet der Lehrbücher-
verfassung, insbesondere hinsichtlich der Schul-
bücher für Geschichte und Geographie, ver-
anstalten.

Artikel 14
Die Vertragsparteien werden den Austausch

von Informationsmaterial über die Organisation
und Struktur des Unterrichtswesens im eigenen
Land sowie den Austausch von Dokumentations-
material über Studienvorschriften unterstützen.

Artikel 15
Die Vertragsparteien werden während der

Geltungsdauer! des vorliegenden Übereinkom-
mens einen Austausch von Persönlichkeiten des
Kulturlebens zu Studienreisen und Dokumentation
im anderen Lande für eine Gesamtdauer von
30 Tagen vornehmen.

Artikel 16
Die Vertragsparteien werden die bestehenden

Kontakte zwischen den Bibliotheken der beiden
Länder, insbesondere zwischen der Österreichi-
schen Nationalbibliothek und der Zentralen
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Staatsbibliothek der Sozialistischen Republik
Rumänien, sowie den Austausch von Publi-
kationen und zum Zwecke der Dokumentation
und des Erfahrungsaustausches von Fachleuten
für eine Gesamtdauer von 20 Tagen fördern.

Artikel 17
Die Vertragsparteien werden auf dem Gebiete

des Museumswesens Dokumentationsmaterial und
zum Zwecke eines Erfahrungsaustausches Fach-
leute für die Gesamtdauer von 20 Tagen aus-
tauschen.

Artikel 18
Die Vertragsparteien vereinbaren, während der

Geltungsdauer dieses Übereinkommens je eine
repräsentative Ausstellung auszutauschen.

Die Thematik dieser Ausstellungen, Termine
und Orte der Veranstaltungen werden von den
daran interessierten Institutionen einvernehmlich
festgelegt.

Artikel 19
Die Vertragsparteien ermutigen zur Ver-

anstaltung zeitgenössischer Kunstausstellungen im
anderen Lande, bei denen die Exponate ver-
käuflich oder unverkäuflich sein können.

Artikel 20
Die Vertragsparteien werden während der Gel-

tungsdauer dieses Übereinkommens je ein künst-
lerisches Ensemble des anderen Landes auf der
Grundlage der Gegenseitigkeit empfangen.

Artikel 21
Die Vertragsparteien ermutigen zur Aufnahme

von Stücken der Autoren des anderen Landes
in das Programm ihrer Theater. Zu diesem Zwecke
werden die zuständigen Institutionen der beiden
Länder einander Stücke ihrer Autoren zur
Prüfung übermitteln.

Artikel 22
Die Vertragsparteien werden einen Austausch

von ein bis zwei Regisseuren für die Inszenierung
von Stücken von Verfassern aus dem anderen
Lande unterstützen.

Artikel 23
Die Vertragsparteien ermutigen zu direkten

Kontakten zwischen österreichischen Verlagen
bzw. dem Hauptverband des Österreichischen
Buchhandels und den rumänischen Verlagen
bzw. der Verlagszentrale der Sozialistischen
Republik Rumänien.

Artikel 24
Die Vertragsparteien werden gegenseitige Spen-

den von Büchern und anderen Veröffentlichungen
zwischen den Kultureinrichtungen beider Länder
unterstützen.
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Artikel 25
Die Vertragsparteien ermutigen zur Über-

setzung und Herausgabe von literarischen und
wissenschaftlichen Werken des anderen Landes.

Artikel 26

Die Vertragsparteien werden den Austausch
zwischen der Österreichischen Gesellschaft für
Musik sowie dem Verband der Österreichischen
Komponisten einerseits und dem Komponisten-
verband der Sozialistischen Republik Rumänien
andererseits fördern.

Artikel 27
Die Vertragsparteien werden die Teilnahme

von Künstlern und Fachleuten auf dem Gebiete
des Filmwesens des eigenen Landes an inter-
nationalen Veranstaltungen des anderen Landes
ermutigen.

Gleichfalls werden sie je einen Filmabend
im anderen Lande organisieren.

Artikel 28
Die Vertragsparteien ermutigen zur direkten

Zusammenarbeit ihrer künstlerischen Verbände
und Vereinigungen. Die Formen und Bedingun-
gen dieser Zusammenarbeit werden die interessier-
ten Organisationen unmittelbar festlegen.

Artikel 29
Die Vertragsparteien werden die Teilnahme

von Kulturschaffenden oder jungen Künstlern
aus dem anderen Lande an internationalen Ver-
anstaltungen im eigenen Lande unterstützen.

Artikel 30
Die Vertragsparteien werden zwecks Ermög-

lichung einer objektiven Darstellung des anderen
Landes in Handbüchern und Nachschlagewerken
direkte Kontakte und den Austausch von Infor-
mationen zwischen den in Frage kommenden
Verlagen ermutigen.

Artikel 31
Die Vertragsparteien ermutigen zur Fort-

führung der direkten Kontakte zwischen dem
Österreichischen Rundfunk und dem Rumänischen
Staatskomitee für Rundfunk und Fernsehen und
werden geeignete Schritte, die einer direkten
Zusammenarbeit dienlich sind, unterstützen.

Artikel 32

Die Vertragsparteien ermutigen zur Inten-
sivierung der Beziehungen auf dem Gebiete des
Pressewesens, insbesondere zur Ausweitung der
auf nichtkommerzieller Basis beruhenden Zu-
sammenarbeit zwischen der Austria Presse-
agentur (APA) und der Rumänischen Presse-
agentur „ Agerpres".
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Artikel 33
Die Vertragsparteien werden durch den Öster-

reichischen Bundespressedienst und den Jour-
nalistenverband der Sozialistischen Republik
Rumänien während der Geltungsdauer dieses
Übereinkommens auf der Grundlage der Gegen-
seitigkeit zwei bis drei Journalisten des anderen
Landes zu Dokumentationszwecken und zur
Vorbereitung von Artikeln und Reportagen
über das besuchte Land für eine Dauer von je
7 Tagen austauschen.

Außerdem werden Informationsmaterial, Zeit-
schriften und Fachpublikationen ausgetauscht.

Artikel 34
Die Vertragsparteien unterstützen auf der

Grundlage der Gegenseitigkeit den Austausch
von jährlich ein bis drei Delegierten für die
Durchführung von Forschungsarbeiten in den
Staatsarchiven in der Gesamtdauer von 90 Tagen.

Außerdem können beide Seiten auf eigene
Kosten ein bis zwei Fachleute für Dokumentation
für eine Dauer von jährlich 60 Tagen in die
Staatsarchive entsenden.

Jede Vertragspartei kann weiters auf eigene
Kosten Historiker zur Durchführung von For-
schungsarbeiten, insbesondere über die Ge-
schichte des eigenen Landes, in die Archive des
anderen Landes entsenden. Die empfangende
Partei wird die Durchführung solcher Arbeiten
im Rahmen der bestehenden Vorschriften er-
leichtern.

Gleichfalls werden die Vertragsparteien den
gegenseitigen Austausch von Publikationen sowie
Kopieaufnahmen (Mikrofilme und Ablichtungen)
von Dokumenten gegen Ersatz der Selbstkosten
unterstützen.

Artikel 35

Die Vertragsparteien tauschen auf der Grund-
lage der Gegenseitigkeit während der Geltungs-
dauer dieses Übereinkommens Fachleute auf dem
Gebiete der Architektur zu Dokumentation und
Erfahrungsaustausch für eine Gesamtdauer von
40 Tagen aus.

Artikel 36
Die Vertragsparteien werden den Erfahrungs-

austausch und die Zusammenarbeit im Bereiche
der Gesundheit und des Umweltschutzes fördern
und zu diesem Zwecke für die Gesamtdauer von
vier Wochen Vertreter des österreichischen
Bundesministeriums für Gesundheit und Umwelt-
schutz und des Ministeriums für Gesundheit
der Sozialistischen Republik Rumänien sowie
Experten austauschen, die gleichzeitig Möglich-
keiten einer Vertiefung der Zusammenarbeit
prüfen werden.
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Artikel 37

Die Vertragsparteien werden gegenseitig
kulturelle Veranstaltungen anläßlich der Jahres-
tage wichtiger Ereignisse des anderen Landes
unterstützen.

Artikel 38
Die Vertragsparteien werden den Ausbau

des Austausches auf dem Gebiete des Sports
fördern und den Erfahrungs- und Informations-
austausch zwischen den zuständigen Behörden
und Organisationen beider Länder unterstützen.

Die finanziellen Bedingungen des betreffenden
Austausches werden in beiderseitigem Einver-
nehmen von den daran interessierten Institutionen
festgelegt werden.

Artikel 39
Dieses Übereinkommen schließt einen darüber

hinausgehenden kulturellen Austausch zwischen
beiden Vertragsparteien nicht aus.

Artikel 40
Die Vertragsparteien werden Namen, Ausbil-

dung, Funktion, Fremdsprachenkenntnisse der
Austauschpersonen sowie deren Besuchswünsche
mindestens zwei Monate vor Antritt der Reise
und die genauen Daten ihrer Ankunft mindestens
zehn Tage vorher bekanntgeben.

Artikel 41
Der Entsendestaat gibt spätestens drei Monate

vor Antritt des Stipendiums den Namen des
Stipendienwerbers, seine Schulbildung, seine
Funktion, sein Fachgebiet, seine Studienvor-
haben und seine Fremdsprachenkenntnisse be-
kannt.

Artikel 42
Der Austausch von Personen, der in diesem

Übereinkommen vorgesehen ist, erfolgt unter
folgenden Bedingungen:

a) Die Entsendeseite wird für die Kosten der
Hin- und Rückreise bis zum Bestimmungs-
ort aufkommen.

b) Die Empfangsseite wird die Aufenthalts-
kosten (Unterkunft und Taggeld), die zur
Durchführung des Besuchsprogramms not-
wendigen Reisekosten im Inland, ärztlichen
Beistand im Bedarfsfalle sowie Dolmetscher,
soweit erforderlich, zur Verfügung stellen.

c) Die rumänische Seite gewährt den öster-
reichischen Delegierten ein Taggeld von
Lei 100•— bis 130•— und die österreichische
Seite gewährt ein Taggeld gemäß den
geltenden innerstaatlichen Bestimmungen.
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Artikel 43

Die Höhe der von der österreichischen Ver-
tragspartei gewährten Stipendien beträgt monat-
lich öS 4500— für Studierende und öS 5000—
für absolvierte Akademiker sowie öS 5500-—
für Sommerstipendien. Die Höhe der von der
rumänischen Vertragspartei gewährten Stipendien
beträgt für Studierende monatlich Lei 1175—,
für absolvierte Akademiker Lei 1500•—. Die
Vertragsparteien gewähren im Bedarfsfälle unent-
geltliche medizinische Betreuung.

Jede Vertragspartei wird die Kosten für Reisen
von Stipendiaten der anderen Vertragspartei
im Inland; die zur Durchführung der Studien-
vorhaben notwendig sind, tragen. Jede Vertrags-
partei wird die Unterbringung in Studentenheimen
und die Verpflegung in Mensen, die gegen
Bezahlung erfolgen, erleichtern.

Artikel 44

Die österreichische Seite wird den rumänischen
Lektoren an österreichischen Universitäten ein
monatliches Gehalt entsprechend den geltenden
Bestimmungen bezahlen. Die rumänische Seite
wird den österreichischen Lektoren an rumäni-
schen Universitäten ein monatliches Nettogehalt
von Lei 4000•— gewähren.

Artikel 45

Die Ausgaben für Ausstellungen werden wie
folgt getragen:

Die entsendende Partei trägt die Transport-
kosten bis zum Ort der ersten Ausstellung im
Gastland sowie vom Ort der letzten Ausstellung
zurück. Die entsendende Partei trägt die gesamten
Kosten für die Versicherung sowie für die Hin-
und Rückreise der Begleiter.

Die empfangende Partei trägt die Transport-
kosten im Inneren des Landes, die Kosten für
Organisation und Werbung (Saal, Kataloge,
Plakate, Einladungen) sowie die Kosten des
Aufenthaltes (Hotel- und Taggeld) von höchstens
zwei Begleitpersonen. Sie übernimmt ferner die
Kosten der Sicherung der Exponate für die Dauer
ihres Aufenthaltes im Gastland.

Artikel 46

Die Bedingungen für die Durchführung der
Gastspiele von Ensembles werden von deren
Organisatoren im Einzelfall direkt vereinbart.

Artikel 47

Dieses Übereinkommen tritt 60 Tage nach der
Unterzeichnung in Kraft. Es bleibt zwei Jahre
in Kraft.

Mit dem Inkrafttreten dieses Übereinkommens
tritt das Übereinkommen zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Regierung
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der Sozialistischen Republik Rumänien über
kulturelle Zusammenarbeit vom 19. Jänner 1974 *)
außer Kraft.

Geschehen zu Wien, am 11. Dezember 1975
in zwei Urschriften in deutscher und rumänischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
verbindlich sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Erich Bielka m.p.

Für die Regierung
der Sozialistischen Republik Rumänien:

Dumitru Aninoiu m.p.

Das vorliegende Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 47 am 9. Feber 1976 in Kraft.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 122/1974

Kreisky
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